
cc) Materielle Rechtmäßigkeit des Stadtratsbeschlusses. Der Beschluss müsste eine
Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft betreffen. Dies ist nach den obigen Ausführungen
nicht der Fall. Somit ist er materiell rechtswidrig.

Hinweis: Die oben bei der Prüfung der Rechtsgrundlage erfolgte Auseinandersetzung kann auch hier
stattfinden.

dd) Ergebnis. Der Beschluss der Stadt M ist rechtswidrig. Mithin ist der Tatbestand des
Art. 112 S. 1 BayGO erfüllt.

b) Rechtsfolge

Art. 112 S. 1 BayGO ermöglicht der Rechtsaufsichtsbehörde, den rechtswidrigen Beschluss
zu beanstanden und seine Aufhebung oder Änderung zu verlangen. Die Vorschrift verleiht
der Rechtsaufsichtsbehörde Entschließungsermessen. Hier entschied sich das Landratsamt,
den Beschluss zu beanstanden und seine Aufhebung zu verlangen. Ein Verstoß gegen Art. 40
BayVwVfG (Ermessensfehler) ist nicht ersichtlich. Mithin wurde eine ordnungsgemäße
Rechtsfolge gewählt.

c) Ergebnis

Der Verwaltungsakt ist somit materiell rechtmäßig.

4. Ergebnis

Der Bescheid des Landratsamtes stützt sich auf eine taugliche Ermächtigungsgrundlage und
ist formell sowie materiell rechtmäßig.

III. Eigene Rechtsverletzung

Der Verwaltungsakt ist rechtmäßig. Eine Verletzung der M in ihren eigenen Rechten kommt
mithin nicht in Betracht.

IV. Ergebnis zur Begründetheit

Die Klage ist somit unbegründet.

C. GESAMTERGEBNIS

Die Sachentscheidungsvoraussetzungen der Klage liegen (noch) nicht vor. Sie ist zudem
unbegründet. Die Klage wird mithin keinen Erfolg haben.
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Wiss. Mit. Johannes Forck und Wiss. Mit. Tim Renner, Passau*

„Fortgesetzte Frustration auf der Fußball-Fanmeile“

Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungsprozessrecht
Examen
5 Stunden
Bundes- und landesrechtliche Textsammlung

& SACHVERHALT

Im kommenden Sommer findet in Deutschland die Fußball-Europameisterschaft statt. Damit
auch Niederbayern vom Fußballfieber angesteckt wird, möchte der örtliche Fanclub F eine
Fanmeile in der Innenstadt der kreisfreien Stadt Passau (Regierungsbezirk Niederbayern)
organisieren. Anlässlich des Eröffnungsspiels sollen Fußballbegeisterte und Passanten durch
die Stadt flanieren, an verschiedenen Orten durch Plakate und Musik für den Sport begeistert
werden und angeregte Fachgespräche führen. Stationär sollen ein Tischkicker sowie Stände

* Die Verfasser sind Wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Sicherheitsrecht und das Recht der neuen Tech-
nologien (Prof. Dr. Tristan Barczak, LL.M.) an der Universität Passau. In vereinfachter Form war der Sachverhalt bezüglich der
Fragen 1 und 2 Grundlage für die erste von zwei Zwischenprüfungsklausuren zum Allgemeinen Verwaltungs- und Verwaltungs-
prozessrecht; die zweite Klausur beschränkte sich auf die Begründetheit von Frage 3.

Ermessen

THEMATIK
SCHWIERIGKEITSGRAD

BEARBEITUNGSZEIT
HILFSMITTEL
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zum Verkauf von Fußballtrikots aufgebaut werden. Abends ist ein Fanmarsch durch die
Innenstadt zur Live-Übertragung eines Drittanbieters geplant. Organisiert wird die Ver-
anstaltung für den Zeitraum vor dem Spiel vom Fanclub F, der zwar nicht im Vereinsregister
eingetragen ist, aber seit vielen Jahren besteht und bereits einige Events durchgeführt hat.
Zum Repräsentanten wurde A ernannt.

Als die zuständige Behörde der Stadt Passau von den Plänen erfährt, verschickt sie ein
Schreiben mit der Information, dass für die Fanmeile eine Erlaubnis erforderlich sei. Es
handele sich um straßenrechtliche Sondernutzung gem. Art. 18 BayStrWG, die den Nut-
zungszweck der Straßen zur Fortbewegung deutlich überschreite. Veranstaltungen zu Kunst
und Kultur würde man zwar gerne in der Universitätsstadt sehen; mit Fußball habe die
Region aber nichts am Hut. Der daher erforderliche Antrag auf Sondernutzung könne jeder-
zeit gestellt werden.

Bei F ist man gleichwohl überzeugt, dass es sich um erlaubnisfreien Gemeingebrauch gem.
Art. 14 BayStrWG handelt. Anders als etwa bei dauerhaft aufgestellten Tischen eines Res-
taurants, handle es sich hier um eine „dynamische“ und „bewegte“ Veranstaltung, die vom
ständigen Wechsel und der zwischenmenschlichen Kommunikation an den Aktionsorten
lebe. Vier Monate nach Zugang des Schreibens beauftragt A eine Rechtsanwältin mit der
Prüfung, ob man vom VG feststellen lassen kann, dass keine Erlaubnis der Stadt erforderlich
ist.

Frage 1: Hätte eine solche Klage Aussicht auf Erfolg? Versammlungsrechtliche Aspekte bleiben außer
Betracht.

Schließlich beantragt F doch eine Sondernutzungserlaubnis. Der Antrag wird eine Woche vor
dem Veranstaltungstermin mit deutlichen Worten abgelehnt. Frustriert lässt F das Eröff-
nungsspiel verstreichen, will aber zwei Tage später gerichtlich klären, ob die behördliche
Versagung rechtmäßig war. Da die deutsche Nationalmannschaft sicherlich erfolgreich spie-
len wird, möchte man während der Ausscheidungsspiele ähnliche Veranstaltungen aufziehen.

Frage 2: Liegen die Sachentscheidungsvoraussetzungen einer formgemäß eingereichten Klage vor?

Da die deutsche Mannschaft tatsächlich die Vorrunde übersteht, stimmt die Stadt – angesteckt
vom Fußballfieber – doch einem erneuten Antrag des Fanclubs für die Fanmeile, die fortan
täglich stattfinden kann, zu. Händler H betreibt seit Längerem einen Verkaufsstand während
der Bundesligasaison mit (wie er weiß) gefälschten Fußballtrikots. Im Hinblick auf die Kund-
schaft bei der EM denkt er an das große Geschäft. Er stellt einen entsprechenden Antrag bei
der Stadt Passau auf Genehmigung seines Standes, die die Stadt „gerne auch per E-Mail“
erlassen darf. Die Fälschungen der Trikots erwähnt er nicht, und so erhält er einige Tage
später die Genehmigung. Zwar ist er sich unsicher, ob die Stadt die Genehmigung auch erteilt
hätte, wenn sie wüsste, dass er gefälschte Trikots verkauft, wurde doch gerade eine Genehmi-
gung seines Freundes G, der ebenfalls Fälschungen verkaufte, aus diesem Grund abgelehnt;
das mulmige Gefühl schiebt er jedoch beiseite.

Anlässlich des Viertelfinales will sich auch B, der Behördenmitarbeiter der zuständigen Stadt
Passau ist, die Fanmeile nicht entgehen lassen. Am Stand von H kauft er für sich und seine
Frau ein Trikot von „Tomas Mühler“. Daheim angekommen, weist seine Frau ihn auf die
offensichtliche Fälschung hin. Auch stellt er nun fest, dass das Trikot ziemlich „chemisch“
riecht. Tatsächlich enthalten die gefälschten Trikots eine Chemikalie, die bei Berührung mit
der Haut gesundheitliche Beschwerden hervorrufen kann.

Am nächsten Tag erlässt B, der intern für Straßenbau zuständig ist, daher nach entsprechen-
der Anhörung eine Anordnung per E-Mail gegenüber H, in der die Genehmigung zur
Betreibung des Standes zurückgenommen wird. Die Rücknahme wird schriftlich begründet.
Es könne nicht angehen, dass H die Fans mit gefälschten Trikots „übers Ohr haut“ und sie
womöglich noch in ihrer Gesundheit schädigt. Damit H auch für den Rest der EM seinen
Stand nicht mehr betreiben kann, ordnet er – ohne dem H die Möglichkeit zu geben, hierzu
Stellung zu beziehen – die sofortige Vollziehung an, die er schriftlich lediglich mit „der
dringenden Eilbedürftigkeit des Falles“ begründet.

H will das nicht hinnehmen. Es könne nicht angehen, dass ihm seine Haupteinnahmequelle
für die nächsten zwei Wochen untersagt werde. Er habe sich auf die erteilte Genehmigung
verlassen und unwiderruflich 500 Trikots auf Vorrat gekauft. Er möchte möglichst schnell
gegen den Entzug der Genehmigung vorgehen und legt daher am nächsten Tag einen Antrag
auf Eilrechtsschutz sowie Klage beim zuständigen Gericht ein.
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Frage 3: Hat der Antrag des H Aussicht auf Erfolg? Es ist davon auszugehen, dass die Genehmigung
rechtswidrig erteilt wurde.

& LÖSUNG

FRAGE 1: ERFOLGSAUSSICHTEN DER KLAGE

Die Klage des F hätte Erfolg, soweit sie alle Sachentscheidungsvoraussetzungen erfüllt und
begründet ist.

A. SACHENTSCHEIDUNGSVORAUSSETZUNGEN

Die Sachentscheidungsvoraussetzungen müssten vorliegen.

I. Verwaltungsrechtsweg

Mangels aufdrängender Sonderzuweisung müsste gem. § 40 I 1 VwGO eine öffentlich-recht-
liche Streitigkeit vorliegen. Nach der Sonderrechtslehre/modifizierten Subjektstheorie müs-
sen die streitentscheidenden Normen öffentlich-rechtlich sein (Detterbeck, Allgemeines Ver-
waltungsrecht, 21. Aufl. 2023, Rn. 1324; Krüger JuS 2013, 598 (600)). Streitgegenständlich
sind Art. 14 und 18 BayStrWG über die Erlaubnispflicht der geplanten Straßennutzung, die
einen Hoheitsträger einseitig berechtigen und verpflichten. Mangels doppelter Verfassungs-
unmittelbarkeit und abdrängender Sonderzuweisung ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet.

II. Statthaftigkeit

Die statthafte Klageart richtet sich nach dem klägerischen Begehren, § 88 VwGO. Der
Fanclub F begehrt die Feststellung, dass für die geplante Veranstaltung keine Erlaubnis
erforderlich ist. Die allgemeine Feststellungsklage nach § 43 I Alt. 1 VwGO ist bei einem
feststellungsfähigen Rechtsverhältnis statthaft, also bei Streitigkeiten über rechtliche Bezie-
hungen zwischen Personen oder zu einer Sache aus einem konkreten Sachverhalt aufgrund
öffentlich-rechtlicher Normen (BVerwGE 141, 223 Rn. 12 = BeckRS 2011, 56823; Wöckel JA
2015, 205 (205 ff.)). F und die Stadt streiten um die Grenzen der straßenrechtlichen Nut-
zungsbefugnisse. Die Rechtsfrage, ob es sich bei der Veranstaltung um erlaubnisfreien Ge-
meingebrauch handelt, ist ein feststellungsfähiges Rechtsverhältnis.

Die Feststellungsklage steht gem. § 43 II 1 VwGO unter dem Vorbehalt der Subsidiarität.
Der Fanclub verlangt keine Erlaubnis für eine Sondernutzung, sodass eine Verpflichtungs-
klage nicht seinem Rechtsschutzziel entspricht. Bei dem Schreiben der Behörde handelt es
sich nicht um einen VA (Verwaltungsakt), sondern um einen bloßen Hinweis auf die Rechts-
lage. Eine Anfechtungsklage ist unstatthaft. Selbst wenn man einen VA erkennen möchte,
könnte die Anfechtungsklage bereits aus einem anderen Grund erfolgreich sein (etwa einem
formellen Fehler), sodass gerichtlich nicht zwangsläufig über die Erlaubnisfreiheit entschie-
den wird. Eine vorbeugende Unterlassungsklage ist nur statthaft, wenn nachträglicher
Rechtsschutz für den Kläger unzumutbar ist (BVerwGE 132, 64 Rn. 26 = BeckRS 2008,
40957). Gegen eine eventuelle Anordnung der Behörde nach Art. 18b I 1 Alt. 2 BayStrWG
besteht aber die Möglichkeit zu vorläufigem Rechtsschutz. Zudem gilt die Subsidiarität nach
Ansicht des BVerwG nicht bei Hoheitsträgern, die das Feststellungsurteil auch ohne voll-
streckbaren Titel befolgen (BVerwGE 77, 207 (211) = BeckRS 1987, 3157; krit. Geis/Schmidt
JuS 2012, 599 (602)). Die Feststellungsklage ist statthaft.

III. Feststellungsinteresse

Das Feststellungsinteresse gem. § 43 I VwGO verlangt ein schutzwürdiges Interesse recht-
licher, wirtschaftlicher oder ideeller Art (BVerwGE 160, 169 Rn. 20 = BeckRS 2017, 38164;
Detterbeck AllgVerwR, 21. Aufl. 2023, Rn. 1402). Damit die Veranstaltung – sollte sie
erlaubnispflichtig sein – nicht wegen des Fehlens einer Erlaubnis behördlichen Ordnungs-
maßnahmen ausgesetzt ist, besteht ein rechtliches und damit berechtigtes Interesse an der
baldigen Feststellung.

IV. Klagebefugnis

Ob analog § 42 II VwGO eine Klagebefugnis notwendig ist, ist umstritten. Um Popular-
klagen auszuschließen, wird für eine Analogie plädiert (BVerwGE 130, 52 Rn. 14 = BeckRS
2008, 31089; Rozek JURA 2021, 30 (32)). Aufgrund des gesetzlich in § 43 I VwGO angeord-
neten Feststellungsinteresses könnte wiederum die planwidrige Regelungslücke für weiterge-
hende Anforderungen fehlen (Hufen, Verwaltungsprozessrecht, 13. Aufl. 2023, § 18 Rn. 17).

Feststellungsklage

Subsidiarität
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